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Die christliche Gesellschaft gibt's nicht mehr

Innensenator Ehrhart Körting (SPD) ermahnt die Pro-Reli-Befürworter

Herr Körting, Sie sind gläubiger Christ. Was halten Sie von der 2006 eingeführten Berliner Regelung, Ethik für alle als Pflichtfach einzuführen - und Religion nur zusätzlich anzubieten?

Ich halte einen gemeinsamen Ethik-Unterricht fast für zwingend.

Das Volksbegehren Pro Reli und die Kirchen halten genau das Gegenteil für zwingend: Nämlich den getrennten Unterricht in Ethik oder Religion. So oder ähnlich ist es auch in fast allen anderen Bundesländern.

Die Vorstellung unseres Grundgesetzes, dass Religion ein ordentliches Unterrichtsfach sein soll, ist geprägt von einer christlichen Gesellschaft - die gibt es aber nicht mehr. Wir haben eine Vielzahl unterschiedlichster religiöser und nicht-religiöser Auffassungen - aber eine gemeinsame Kultur, eine gemeinsame Gesellschaft, gemeinsame Werte. Wir brauchen also Toleranz und Verständnis füreinander - und das erreiche ich am besten, wenn ich einen gemeinsamen Ethik-Unterricht habe.

Die Berliner Regelung ist dennoch bundesweit ein Sonderweg.

Ich glaube, dass Berlin den Anforderungen der heutigen Zeit stärker gerecht wird als die rückwärtsgewandten Regelungen anderer Bundesländer. Es nützt nichts, die alten Muster wie ein Popanz vor sich herzutragen. Man muss darüber nachdenken, wie man das Erhaltenswerte des Alten mit dem Notwendigen des Neuen verbindet. Im Übrigen: Dass ein Sonderweg beschritten werde, ist kein taugliches Argument. Das hat man Friedrich dem Großen auch vorgeworfen, als er die Folter abschaffte.

Die christlichen Kirchen unterstützen das Volksbegehren Pro Reli, indem sie den Schülern im Religionsunterricht Briefe mit Unterschriftenlisten für die Eltern mitgeben. Was halten Sie davon?

Das ist rechtlich nicht in Ordnung, weil jegliche politische Werbung in der Schule verboten ist. Wenn die Schulen dazu benutzt werden, dann missbrauchen die Kirchen die Institution Schule. So ein Brief aus der Schule hat immer einen schuloffiziellen Charakter. Das ist aber eine Anmaßung. Ich weiß nicht, warum mit solchen Tricks gearbeitet wird. Es wäre Aufgabe der Schulleiter, dafür zu sorgen, dass die Neutralitätspflicht der Schule eingehalten wird.

Die Briefe werden ja nicht verlesen, sondern nur ausgeteilt.

Wenn ich an der Schule meiner Töchter Briefe an die Eltern verteilen lassen würde, in denen steht: Ich grüße alle Miteltern und fordere sie auf, bei der nächsten Wahl SPD zu wählen - dann wäre das nichts anderes und die Empörung zu Recht groß. Oder man stelle sich umgekehrt vor, die Ethik-Lehrer geben den Kindern Briefe an die Eltern mit, in denen die Aufforderung steht, auf keinen Fall bei Pro Reli zu unterschreiben. Das Geschrei möchte ich mal hören.

Es gibt einen Streit um die Unterschriften für Pro Reli, weil niemand genau weiß, wie viele es nach gut zwei Monaten Sammlung sind. Die Abstimmungsbehörde hat bis November gut 30 000 gezählt, die Initiative spricht jetzt von 100 000.

Ich habe dem Pro-Reli-Initiator Christoph Lehmann gerade einen Brief geschrieben, um ihn unmissverständlich auf die rechtliche Situation hinzuweisen. Gerade weil wir eine erleichterte freie Unterschriftensammlung außerhalb der Ämter ermöglicht haben, müssen Manipulationen in jedem Fall ausgeschlossen sein - auch um die direkte Demokratie zu schützen. Wer unterschreibt, muss zugleich alle zusätzlichen Angaben wie Datum, Geburtsdatum oder Wohnort persönlich, leserlich und vollständig hinzufügen. Falls dies erst hinterher ergänzt werden soll, wie es kürzlich in einer Äußerung Lehmanns gegenüber der Deutschen Presse-Agentur angedeutet schien, wäre dies eine Fälschung.

Ist das den Initiatoren klar?

Daran kann kein Zweifel bestehen. Eine Unterschrift, die vervollständigt werden muss, ist ungültig. Nicht einmal die Person, die unterschrieben hat, kann im Nachhinein etwas ergänzen.

Das Gespräch führte Jan Thomsen.
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